
Tenor 

1. Die Republik Polen hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus 
den Art. 1, 5 und 9 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 
2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten verstoßen, 
dass sie die nationalen Erhaltungsmaßnahmen nicht auf alle im 
europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten heimischen wildlebenden 
Vogelarten, die nach dieser Richtlinie geschützt sind, erstreckt und 
die Bedingungen, unter denen von den in dieser Richtlinie vor­
gesehenen Verboten abgewichen werden kann, nicht ordnungs­
gemäß definiert hat. 

2. Die Republik Polen trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 16.7.2011. 

Beschluss des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 17. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil 
d’État — Belgien) — Le Poumon vert de la Hulpe ASBL, 
Jacques Solvay de la Hulpe, Marie-Noëlle Solvay, Alix 
Walsh (C-177/09 und C-179/09), Jean-Marie Solvay de la 
Hulpe (C-177/09), Action et défense de l’environnement 
de la Vallée de la Senne et de ses affluents ASBL 
(ADESA), Réserves naturelles RNOB ASBL, Stéphane 
Banneux, Zénon Darquenne (C-178/09), Les amis de la 

Forêt de Soignes ASBL (C-179/09)/Wallonische Region 

(Verbundene Rechtssachen C-177/09 bis C-179/09) ( 1 ) 

(Umweltverträglichkeitsprüfung bei Projekten — Richtlinie 
85/33/EWG — Geltungsbereich — Begriff „besonderer ein­
zelstaatlicher Gesetzgebungsakt“ — Übereinkommen von 
Aarhus — Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
— Umfang des Rechts auf Überprüfung eines Gesetzgebungs­

akts) 

(2012/C 73/11) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Le Poumon vert de la Hulpe ASBL, Jacques Solvay de la 
Hulpe, Marie-Noëlle Solvay, Alix Walsh (C-177/09 und 
C-179/09), Jean-Marie Solvay de la Hulpe (C-177/09), Action 
et défense de l’environnement de la Vallée de la Senne et de ses 
affluents ASBL (ADESA), Réserves naturelles RNOB ASBL, Sté­
phane Banneux, Zénon Darquenne (C-178/09), Les amis de la 
Forêt de Soignes ASBL (C-179/09) 

Beklagte: Wallonische Region 

Beteiligte: Codic Belgique SA, Federal Express European Services 
Inc. (FEDEX) (C-177/09 und C-179/09), Intercommunale du 
Brabant wallon (IBW) (C-178/09) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Conseil d’État — Auslegung der 
Art. 1, 5, 6, 7, 8 und 10a der Richtlinie 85/337/EWG des Rates 
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 175, S. 
40) in der durch die Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 
1997 (ABl. L 73, S. 5) und die Richtlinie 2003/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 
über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung 
bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und zur 
Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG (ABl. L 
156, S. 17) geänderten Fassung — Auslegung der Art. 6 und 9 
des am 25. Juni 1998 geschlossenen und für die Europäische 
Gemeinschaft durch den Beschluss 2005/370/EG des Rates vom 
17. Februar 2005 (ABl. L 124, S. 1) genehmigten Übereinkom­
mens von Aarhus über den Zugang zu Informationen, die Öf­
fentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zu­
gang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten — Anerkennung 
einiger durch Dekret „ratifizierter“ Genehmigungen, für die 
zwingende Gründe des Allgemeininteresses vorliegen, als beson­
dere einzelstaatliche Gesetzgebungsakte — Fehlen eines Rechts 
auf vollständige Überprüfung einer Entscheidung über die Ge­
nehmigung von Projekten, bei denen mit erheblichen Auswir­
kungen auf die Umwelt zu rechnen ist — Fakultativer oder 
obligatorischer Charakter der Gewährung eines derartigen 
Rechts — Für den Betrieb eines Verwaltungs- und Ausbildungs­
zentrums in La Hulpe gewährte Umweltgenehmigung 

Tenor 

1. Art. 1 Abs. 5 der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. 
Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten in der durch die Richtlinie 
2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Mai 2003 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass 
vom Geltungsbereich dieser Richtlinie nur Projekte ausgeschlossen 
sind, die im Einzelnen durch einen besonderen einzelstaatlichen 
Gesetzgebungsakt genehmigt werden, so dass die mit dieser Richt­
linie verfolgten Ziele durch das Gesetzgebungsverfahren erreicht 
worden sind. Es ist Sache des nationalen Gerichts, unter Berück­
sichtigung sowohl des Inhalts des erlassenen Gesetzgebungsakts als 
auch des gesamten Gesetzgebungsverfahrens, das zu seinem Erlass 
geführt hat, und insbesondere der vorbereitenden Arbeiten und der 
parlamentarischen Debatten zu prüfen, ob diese beiden Voraus­
setzungen erfüllt worden sind. In diesem Zusammenhang kann ein 
Gesetzgebungsakt, mit dem lediglich ein bereits erlassener Verwal­
tungsakt „ratifiziert“ wird und der sich darauf beschränkt, zwin­
gende Gründe des Allgemeininteresses anzuführen, ohne dass zuvor 
ein die Sachfragen betreffendes Gesetzgebungsverfahren durch­
geführt wird, das es erlaubt, diese Voraussetzungen zu erfüllen, 
nicht als besonderer Gesetzgebungsakt im Sinne dieser Bestim­
mung betrachtet werden und genügt somit nicht, um ein Projekt 
vom Geltungsbereich der Richtlinie 85/337 in der durch die 
Richtlinie 2003/35 geänderten Fassung auszuschließen. 

2. Art. 9 Abs. 2 des am 25. Juni 1998 geschlossenen und im 
Namen der Europäischen Gemeinschaft durch den Beschluss 
2005/370/EG des Rates vom 17. Februar 2005 genehmigten 
Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffent­
lichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu 
Gerichten in Umweltangelegenheiten und Art. 10a der Richtlinie 
85/337 in der durch die Richtlinie 2003/35 geänderten Fassung 
sind dahin auszulegen, dass,
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— wenn ein Projekt, das in den Geltungsbereich dieser Bestim­
mungen fällt, durch einen Gesetzgebungsakt genehmigt wor­
den ist, die Frage, ob dieser Gesetzgebungsakt die in Art. 1 
Abs. 5 der Richtlinie festgelegten Voraussetzungen erfüllt, 
nach den nationalen Verfahrensvorschriften einem Gericht 
oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen 
unabhängigen und unparteiischen Stelle vorgelegt werden kön­
nen muss; 

— falls gegen eine solche Maßnahme kein Rechtsbehelf von der 
Art und dem Umfang, wie sie vorstehend dargestellt worden 
sind, eröffnet ist, es jedem nationalen Gericht, das im Rahmen 
seiner Zuständigkeit befasst wird, obliegt, die im vorhergehen­
den Gedankenstrich beschriebene Prüfung durchzuführen und 
gegebenenfalls die Konsequenzen daraus zu ziehen, indem es 
diesen Gesetzgebungsakt unangewandt lässt. 

( 1 ) ABl. C 180 vom 1.8.2009. 

Beschluss des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 17. 
Januar 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Højesteret 
— Dänemark) — Infopaq International A/S/Danske 

Dagblades Forening 

(Rechtssache C-302/10) ( 1 ) 

(Urheberrechte — Informationsgesellschaft — Richtlinie 
2001/29/EG — Art. 5 Abs. 1 und 5 — Werke der Literatur 
und der Kunst — Vervielfältigung von kurzen Auszügen aus 
Werken der Literatur — Zeitungsartikel — Vorübergehende 
und flüchtige Vervielfältigungshandlungen — Technisches 
Verfahren, das im Einscannen von Artikeln und deren an­
schließender Umwandlung in eine Textdatei, einer elektro­
nischen Verarbeitung der Vervielfältigung und der Speiche­
rung eines Teils der Vervielfältigung besteht — Vervielfälti­
gungshandlungen, die einen integralen und wesentlichen Teil 
eines solchen technischen Verfahrens darstellen — Recht­
mäßige Nutzung eines geschützten Werks oder eines Schutz­
objekts als Zweck dieser Handlungen — Eigenständige 

wirtschaftliche Bedeutung dieser Handlungen) 

(2012/C 73/12) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Vorlegendes Gericht 

Højesteret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Infopaq International A/S 

Beklagte: Danske Dagblades Forening 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Højesteret — Auslegung von 
Art. 2 und Art. 5 Abs. 1 und 5 der Richtlinie 2001/29/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 
2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheber­
rechts und der verwandten Schutzrechte in der Informations­
gesellschaft (ABl. L 167, S. 10) — Unternehmen, dessen Haupt­
tätigkeit in der Erstellung von Zusammenfassungen von Zei­
tungsartikeln mit Hilfe des Scannens besteht — Speicherung 
eines Auszugs aus einem Artikel, der aus einem Suchwort sowie 
den fünf vorangehenden und den fünf nachfolgenden Wörtern 
besteht — Vorübergehende Vervielfältigungshandlungen, die als 

integraler und wesentlicher Teil eines technischen Verfahrens 
erfolgen 

Tenor 

1. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisie­
rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten 
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft ist dahin auszulegen, 
dass im Lauf eines so genannten „Datenerfassungsverfahrens“ vor­
genommene vorübergehende Vervielfältigungshandlungen wie die 
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden 

— die Voraussetzung, dass solche Handlungen einen integralen 
und wesentlichen Teil eines technischen Verfahrens darstellen 
müssen, auch dann erfüllen, wenn sie dieses Verfahren ein­
leiten und abschließen und dabei Menschen mitwirken; 

— die Voraussetzung erfüllen, dass die Vervielfältigungshandlun­
gen den alleinigen Zweck haben müssen, eine rechtmäßige 
Nutzung eines geschützten Werks oder eines Schutzobjekts 
zu ermöglichen; 

— die Voraussetzung, dass diese Handlungen keine eigenständige 
wirtschaftliche Bedeutung haben dürfen, erfüllen, sofern zum 
einen die Vornahme dieser Handlungen nicht die Erzielung 
eines zusätzlichen, über den aus der rechtmäßigen Nutzung 
des geschützten Werks gezogenen Gewinn hinausgehenden 
Gewinns ermöglicht und zum anderen die vorübergehenden 
Vervielfältigungshandlungen zu keiner Änderung dieses Werks 
führen. 

2. Art. 5 Abs. 5 der Richtlinie 2001/29 ist dahin auszulegen, dass 
im Lauf eines so genannten „Datenerfassungsverfahrens“ vor­
genommene vorübergehende Vervielfältigungshandlungen wie die 
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden der Voraussetzung, 
dass die Vervielfältigungshandlungen die normale Verwertung des 
Werks nicht beeinträchtigen und die berechtigten Interessen des 
Rechtsinhabers nicht ungebührlich verletzen dürfen, genügen, 
wenn sie alle in Art. 5 Abs. 1 dieser Richtlinie genannten Voraus­
setzungen erfüllen. 

( 1 ) ABl. C 221 vom 14.8.2010. 

Beschluss des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 25. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Court 
of Appeal (England & Wales) (Civil Division) — 
Vereinigtes Königreich) — Yeda Research and 
Development Company Ltd, Aventis Holdings Inc./ 
Comptroller-General of Patents, Designs and Trade Marks 

(Rechtssache C-518/10) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Humanarz­
neimittel — Ergänzendes Schutzzertifikat — Verordnung 
(EG) Nr. 469/2009 — Art. 3 — Bedingungen für die Ertei­
lung des Zertifikats — Begriff „durch ein in Kraft befindli­
ches Grundpatent geschütztes Erzeugnis“ — Kriterien — Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen — In den Verkehr ge­
brachtes Arzneimittel, das nur einen einzigen Wirkstoff ent­
hält, während mit dem Patent eine Zusammensetzung von 

Wirkstoffen beansprucht wird) 

(2012/C 73/13) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal (England & Wales) (Civil Division)
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